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Drucksache Nr. 4183 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für den Lastenausgleich 
(17. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Dr. Kather, Wackerzapp, 
Dr. von Golitschek und Genossen eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener 

- Nr. 3836 der Drucksachen - 

und über den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener 

- Nr. 4023 der Drucksachen - 


A. Bericht des Abgeordneten Wackerzapp : 

I. 

Das „Gesetz über einen Wahrungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener“ vom 27. März 1952 
(Ostsparergesetz) ist am 1. April 1952 in Kraft ge- 
treten. Es ist durch § 372 des Lastenausgleichs- 
gese tzes vom 14. August 1952 insoweit geändert 
worden, als dies erforderlich war, um Begriffe, 
Stichtage, Behörden und Verfahren aufeinander 
abzustimmen. § 372 Abs. 2 des Lastenausgleichs- 
gesetz es ermächtigte den Bundesfinanzminister, 
den Wortlaut des Währungsausgleichsgesetzes für 
Sparguthaben Vertriebener in der geänderten Fas- 
sung neu bekanntzugeben und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlauts zu beseitigen. Die Bekannt- 
machung der Neufassung ist am 14. August 1952 
erfolgt (Bundesgesetzbl. I S. 546) und mit Beginn 
des 1. September 1952 in Kraft getreten 

II. 

Im „Ostsparergesetz“ handelt es sich um die Be- 
wältigung eines Massenproblems. Bis zum 30. Sep- 
tember 1952 sind mehr als 1,6 Milhonen Entschädi- 
gungsantrage^estellt worden. Die notwendige Ein- 
schaltung der Geldinstitute in die Abwicklung er- 
iorderte klare Abgrenzung des in Betracht kom- 
menden Personenkreises, eindeutige Begriffs- 
bestimmungen und strenge Anforderungen an die 
Beweispflicht. 

Die praktischen Erfahrungen haben jedoch in- 
zwischen ergeben, daß die gegenwärtige Regelung 


eine Reihe von vermeidbaren und ungewollten 
Härten enthalt, sowie in einzelnen Punkten Ergän- 
zungen und Klarstellungen als wünschenswert er- 
scheinen läßt. 

Diesen Anforderungen sollte der Antrag der 
Abgeordneten Dr. Kather, Wackerzapp, Dr. von 
Golitschek und Genossen vom 31. Oktober 1952 
— Nr 3836 der Drucksachen — dienen. Er wurde 
am 27. November 1952 vom Bundestag dem Lasten- 
ausgleichsausschuß überwiesen. Dasselbe geschah 
am 4. Februar 1953 (249. Plenarsitzung) mit dem 
von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf 
vom 23. Januar 1953 eines Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über einen Wahrungsausgleich für 
Sparguthaben Vertriebener — Nr. 4023 der Druck- 
sachen — . 

Der Lastenausgleichsausschuß hat beide Ent- 
würfe gemeinsam in drei Sitzungen am 12. Fe- 
bruar, 26 Februar und 11. März 1953 beraten mit 
dem Ergebnis, wie es in dem nachstehenden Aus- 
schußantrag (Seite 3) niedergelegt worden ist 

III 

Im Gegensatz zum Regierungsentwurf — Nr. 4023 
der Drucksachen — beschränkte sich der Antrag 
Dr. Kather, Wackerzapp, Dr. von Golitschek und 
Genossen — Nr. 3836 der Drucksachen — nicht 
lediglich auf Ergänzung und Verbesserung einzel- 
ner Bestimmungen des Ostsparergesetzes, sondern 
erstrebte darüber hinaus die Änderung eines we- 
sentlichen Grundgedankens. Der Antrag wollte die 
6 1 h °/oige Aufwertung der Ostsparerguthaben 
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künftig lediglich von dem objektiven Sachverhalt 
abhängig machen, daß die Guthaben bei einem im 
Vertreibungsgebiet gelegenen Geldinstitut be- 
standen haben, ohne zusätzlich die subjektive. Vor- 
aussetzung zu verlangen, daß der aus dem Spar- 
guthaben Berechtigte gleichzeitig Vertriebener mit 
dem Ausweis A sein muß Auf diese Weise sollten 
insbesondere diejenigen Vertriebenen aus den Ge- 
bieten östlich der Oder-Neiße, die zunächst in der 
Sowjetzone untergekommen waren und nunmehr 
von dort ins Bundesgebiet flüchten mußten, in den 
Kreis der von der Ostspar er auf Wertung Begünstig- 
ten einbezogen werden, ebenso wie die Träger von 
Ostschäden im Sinne des § 14 des Lastenausgleichs- 
gesetzes. Die Mehrheit des Ausschusses hatte je- 
doch Bedenken gegen eine solche Regelung, weil 
sie mit den tragenden Grundgedanken des Lasten- 
ausgleichsgesetzes nicht vereinbar sei, und über- 
dies befriedigend nur im Rahmen eines allgemei- 
nen Sowjetzonenflüchtlingsgesetzes geregelt wer- 
den könne. Für die methodische Behandlung 
wurde nunmehr der Regierungsentwurf zugrunde 
gelegt, wahrend die Vorschläge des Antrags Dr. 
Kather und Genossen jeweils am zutreffenden 
Ort behandelt wurden 

IV. 

Im einzelnen betreffen die Änderungsvorschläge 
des Regierungsentwurfs — Nr. 4023 der Druck- 
sachen — folgende Fälle: 

1. Das Ostsparergesetz setzt als Bedingung für die 
Aufwertbarkeit eines Ostspareranspruchs fest, 
daß er bei einem östlich der Oder-Neiße-Lime 
gelegenen Geldinstitut bestanden hatte. Danach 
konnten die Vertriebenen aus durchschnittenen 
Grenzgemeinden, die zwar ihren Wohnsitz öst- 
lich, ihr Geldinstitut jedoch westlich der Linie 
liegen hatten, nicht berücksichtigt werden. Diese 
Härte soll durch Einfügung einer entsprechenden 
Bestimmung in § 1 Abs. 1 hinter Satz 3 behoben 
werden. Der weitergehende Antrag Dr. Kather 
und Genossen, diese Vergünstigung nicht nur 
für die unmittelbar durch die Grenze durch- 
schnittenen Gemeinden zu gewahren, sondern 
auch auf Niederlassungen in solchen Gemein- 
den zu erstrecken, die im * westlichen Teil eines 
durch die Grenzziehung zerschnittenen Land- 
kreises belegen wären, fand aus verwaltungs- 
technischen Bedenken nicht die Billigung der 
Mehrheit. 

2 Der Zusatz zu § 2 Abs. 1 Nr. 3 will Unstimmig- 
keiten klären, die sich aus den verschiedenen 
Stichtagen im Lastenausgleichsgesetz und im 
Währungsausgleichsgesetz ergeben können, wäh- 
rend durch die Änderung zu § 7 Abs. 4 Satz 1 
die Frist zur Stellung von Entschädigungsantra- 
gen bis zum 31. August 1953 verlängert wird. 

3 Von erheblicher Bedeutung ist der neue Absatz 2 
des § 2. Nach dem Ostsparergesetz konnte nur 
der unmittelbar Berechtigte oder sein Erbe die 
Rechte aus dem Sparguthaben geltend machen. 
Sparbücher und sonstige Urkunden von Kriegs- 


gefangenen, Internierten und Verschollenen 
konnten demnach auch von ihren nächsten An- 
gehörigen nicht für die Anmeldung verwertet 
werden. Durch die Neufassung sollen sie nun- 
mehr dieses Recht erhalten. Hierbei wurde ins- 
besondere auch die Frage behandelt, ob diese 
Ermächtigung nur die Befugnis verleihen solle, 
Tde n Aufwertungsanspruch an Stelle und zu 
Gunsten des Berechtigten anzumelden, oder ob 
damit auch das Recht verbunden sei, materiell 
über den Anspruch zu verfügen. Die Mehrheit 
des Ausschusses hat sich durch den neuen Ab- 
satz 3 in § 10 in dieser Frage positiv entschieden. 
Man glaubte, daß die Rechte -des materiell Be- 
rechtigten durch die Vorschriften des bürger- 
lichen Rechts ausreichend gesichert seien, zumal 
}n der Mehrzahl der Fälle, angesichts der Eigen- 
art der Lage, unbedenklich das Einverständnis 
des Berechtigten mit den Verfügungen seiner 
nächsten Angehörigen angenommen werden 
könne. 

4 Irr der Praxis bereitet der Nachweis der Erben- 
eigenschaft große Schwierigkeiten und erhebliche 
Unkosten. Der neue Absatz 4 des § 2 erstrebt 
eine Vereinfachung dadurch, daß er demjenigen 
Erben, der das Sparbuch oder die amtliche An- 
meldebestatigung einer zuständigen tschechischen 
Stelle vorlegen kann, das Recht zubilligt, den 
Entschädigungsanspruch auch für die weiteren 
entschädigungsberechtigten Erben, unbeschadet' 
der zivilrechtlichen Auseinandersetzung, geltend 
zu machen. Die in § 8 Abs. 1 unter Nr. 2 und 3 
aufgeführten Urkunden sind von dieser Rege- 
lung'’ ausgeschlossen worden, weil bei ihnen nicht 
ohne weiteres angenommen werden kann, daß 
sie nur in einmaliger Ausfertigung vorhanden 
sind, so daß die Gefahr unbefugter Verwertung 
bei mehreren Stellen besteht. 

5. Ist der Inhaber des Sparbuchs oder der Anmelde- 
bestatigung ein Ehegatte, ein Abkömmling oder 
ein Elternteil des verstorbenen vertriebenen 
Sparers, so kann nach § 8 Abs. 4 Satz 2 ohne 
Beibringung weiterer amtlicher Bescheinigungen 
der Nachweis über die Erbeneigenschaft als er- 
bracht angesehen werden. 

6. Die Änderungen zu Ziffer 7 a, 9 und 9 a sind 
teils redaktioneller, teils verfahrenstechnischer 
Natur. 

7. Die Neufassung des § 9 Abs. 1 will den Geld- 
instituten und der Bundespost erweiterte Mög- 
lichkeiten geben, in einwandfreien Fällen über 

_ die bei ihnen eingereichten Umstellungsanträge 
selbständig zu entscheiden. 

V. 

Trotz der vorbezeichneten Änderungen und Er- 
gänzungen werden, wie die Erfahrung gelehrt hat, 
nicht alle berücksichtigungswerten Fälle nach dem 
Wortlaut des Gesetzes erfaßt werden können. Die 
Vielfalt des Lebens bringt immer neue über- 
raschende Tatbestände hoch. Soweit es sich hierbei 
um Sachvörhalte handelt, die nach ihrem inneren 
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Gehalt den gesetzlich normierten Fällen gleich- 
zuachten sind, soll der Bundesregierung durch 
§ 14 a die Möglichkeit gegeben werden, durch eine 
mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassende 
Rechtsverordnung Abhilfe zu schaffen. Gleiches 
soll für Vereinfachungen gelten, die sich nach den 
Erfahrungen der Praxis für eine Erweiterung der 
Entscheidungsbefugnis der Institute ergeben 
sollten. 

Der Bundesrat hat zur Regierungsvorlage 
— Nr. 4023 der Drucksachen — gemäß Artikel 76 

B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf der Bundesregierung - Nr. 4023 der 
Drucksachen - in der anliegenden Fassung zuzustimmen; 

2. den Gesetzentwurf der Abgeordneten Dr. Kather, Wacker- 
zlj)p, Dr. von Golitschek und Genossen — Nr. 3836 der 
Drucksachen — durch die Beschlußfassung zu 1 für erledigt 
zu erklären. 

Bonn, den 11. März 1953 

Der Ausschuß für den Lastenausgleich 

Kunze Wackerzapp 

Vorsitzender Berichterstatter 


Abs. 2 des Grundgesetzes in seiner 97. Sitzung am 
5. Dezember 1952 Stellung genommen. Der Aus- 
schuß hat seine Abänderungsvorschläge als wert- 
volle Verbesserungen in allen wesentlichen Punk- 
ten übernommen. 


Bonn, den 11. März 1953 

Wackerzapp 

Berichterstatter 


Beschlüsse des 17. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Gesetz über einen Währungsausgleich 
für Sparguthaben Vertriebener vom 27. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 213) in der aus 
§ 372 Abs. 1 des Lastenausgleichsgesetzes 
(Bundesgesetzbl. I S. 446) sich ergebenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

l.In § 1 Abs. 1 wird hinter Satz 3 folgen- 
der Satz eingefügt: 

„Einer solchen Niederlassung steht 
eine Niederlassung gleich, die ihren 
Sitz westlich der Oder-Neiße-Linie 
hatte, sofern die Gemeinde, in deren 
Bezirk die Niederlassung bestand, sich 
östlich und westlich der Oder-Neiße- 
Linie erstreckt.“ 


2. In § 1 Abs. 1 wird der bisherige Satz 4 
Satz 5. 

3. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 wird hinter Satz 1 
folgender Satz eingefügt: • 

„Hat sie vor dem 31. Dezember 1950 
ihren ständigen Aufenthalt im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes oder 
in Berlin (West) auf gegeben, so wird 
der Entschädigungsanspruch hierdurch 
nicht ausgeschlossen, wenn sie am 
31. Dezember 1949 ihren ständigen 
Aufenthalt im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes oder in Berlin (West) 
hatte oder in der Zwischenzeit als 
Spätheimkehrer zurückgekehrt ist.“ 

4. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 werden die bisherig 
gen Sätze 2 und 3 die Sätze 3 und 4. 
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5. § 2 erhält folgenden Absatz 2: 

„(2) Ist der vertriebene Sparer oder 
dessen Erbe nach Absatz 1 Nr. 1 
Kriegsgefangener oder wegen seiner 
deutschen Volkszugehörigkeit oder 
deutschen Staatsangehörigkeit im Aus- 
land oder in den deutschen unter 
sowjetischer oder polnischer Verwal- 
tung stehenden Gebieten interniert 
oder dort in einem Zwangsarbeitsver- 
hältnis festgehalten oder ist er ver- 
schollen (§ 1 des Verschollenheits- 
gesetzes vom 15. Januar 1951 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 63 — ), so sind fol- 
gende Angehörige, sofern sie die 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 3 
erfüllen, berechtigt, den Entschädi- 
gungsanspruch für den vertriebenen 
Sparer oder dessen Erben geltend zu 
machen: 

1. der Ehegatte, 

2. wenn ein Ehegatte nicht vorhanden 
ist, jeder Abkömmling, wobei der 
ältere dem jüngeren Abkömmling 
vorgeht, 

3. wenn weder ein Ehegatte noch Ab- ° 
kömmlinge vorhanden sind, jeder 
Elternteil, wobei der Vater der Mut- 
ter vorgeht. 

Der in der Reihenfolge vorgehende 
Angehörige schließt den nachfolgen- 
den für* die Geltendmachung des Ent- 
schädigungsanspruchs aus." 

6. § 2 erhält folgenden Absatz 4: 

„(4) Ist der vertriebene Sparer ver- 
storben, so ist der Erbe, der eine Ur- 
kunde im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 
oder 4 vorlegt, berechtigt, den Ent- 
schädigungsanspruch auch für weitere 
entschädigungsberechtigte Erben gel- 
tend zu machen." 

7. In § 2 wird der bisherige Absatz 2 der 
Absatz 3; die bisherigen Absätze 3 und 
4 werden die Absätze 5 und 6. 

8. § 7 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Antrag auf Entschädigung muß 
bis zum 31. August 1953 eingereicht 
werden." 

9. In § 7 Abs. 4 Satz 2 treten anstelle der 
Worte „In den Fällen des § 2 Abs. 1 


Nr. 3 Satz 2" die Worte „In den Fällen 
des § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 3". 

10. § 8 Abs. 1 Nr. 4 erhält folgende Fassung: 

„4. eine Anmeldebestätigung, die von 
der zuständigen amtlichen Stelle 
anläßlich der Umstellung der Gut- 
haben von Reichsmark oder 
tschechischen Kronen auf tsche- 
choslowakischen Kronen im Jahre 
1945 erteilt worden ist, wenn diese 
Bestätigung die Höhe des Gut- 
habens, die Rechtsnatur des Gut- 
habens als Sparguthaben, das 
schuldnerische Geldinstitut und die 
Person des Gläubigers zweifelsfrei 
erkennen läßt." 

11. § 8 Abs. 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Stellt ein Ehegatte, ein Abkömmling 
oder ein Elternteil des verstorbenen 
vertriebenen Sparers den Antrag auf 
Entschädigung und legt er eine Ur- 
kunde im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 
oder 4 vor, so kann der Nachweis als 
erbracht angesehen werden, üaß der 
Antragsteller zu den Erben oder wei- 
teren Erben des vertriebenen Sparers 
gehört." 

12. § 9 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Geldinstitut oder die 
Deutsche Bundespost (§ 7) erteilt auf 
Antrag einen Bescheid, wenn eine Ur- 
kunde nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 
oder nach § 1 der Ersten Verordnung 
zur Durchführung des Gesetzes über 
einen Währungsausgleich für Spargut- 
haben Vertriebener vom 23. August 
1952 (Bundesanzeiger Nr. 165 vom 
27. August 1952) oder nach § 1 Nr. 1 
bis 3 der Zweiten Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes über einen 
Währungsausgleich für Sparguthaben 
Vertriebener vom 19. Februar 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 24) vorgelegt 
worden ist, der Antragsteller Vertrie- 
bener ist und der Entschädigungs- 
anspruch im übrigen nach Grund und 
Höhe zweifelsfrei ist." 

13. § 10 Abs. 1 sind folgende Sätze anzu- 
fügen: 

„Eine Ausfertigung der Ausgleichs- 
gutschrift ist dem Ausgleichsamt zuzu- 
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stellen. Hat ein Erbe den Entschädi- 
gungsanspruch auch für weitere Ent- 
schädigungsberechtigte geltend ge- 
macht, erhalten alle beteiligten Aus- 
gleichsämter unter Aufführung des 
jeweiligen Erben eine Ausfertigung/* 

14. § 10 erhält folgenden Absatz 3: 

„(3) In den Fällen des § 2 Abs. 2 
und 4 wird die Ausgleichsgutschrift 
zugunsten derjenigen Person erteilt, 
die berechtigt ist, den Entschädigungs- 
anspruch geltend zu machen. Diese 
Person kann über das Ausgleichsgut- 
haben verfügen; die Ansprüche der 
Entschädigungsberechtigten gegen sie 
bestimmen sich nach den Vorschriften 
des bürgerlichen Rechts/* 

15. Nach § 14 wird eingefügt: 

„S 14 a 

Die Bundesregierung kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung 

1. zur Vermeidung von Härten in be- 
sonderen Fällen Näheres über die 
Voraussetzungen für die Anerken- 
nung des Entschädigungsanspruchs 
gemäß § 2 bestimmen, 

2. die in § 7 Abs. 4 Satz 1 bestimmte 
Antragsfrist um höchstens sechs 


Monate verlängern und darüber 
hinaus im Falle der Anerkennung 
weiterer Beweismittel auf Grund des 
§ 8 Abs. 2 eine Frist bis zu sechs 
Monaten bestimmen, innerhalb 
derer ein auf diese Beweismittel ge- 
stützter Antrag auf Entschädigung 
eingereicht werden kann, 

3. zur Vereinfachung des Verfahrens 
bestimmen, daß die Geldinstitute 
oder die Deutsche Bundespost in 
anderen als den in § 9 Abs. 1 vor- 
gesehenen Fällen einen Bescheid 
über den Antrag auf Entschädigung 
erteilen, sofern der Entschädigungs- 
anspruch nach Grund und Höhe 
zweifelsfrei ist/* 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nacfi Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Überleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
der in diesem Gesetz enthaltenen Ermächti- 
gung erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Oberleitungsgesetzes. 

A r t i k e 1 III 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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